Beilage 


Nr. 41 des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


3) In allen Proſpekten und Bekanntmachungen der 


4) Die Geſellſchaft hat wenigſtens in einem der Preu— 


Marienwerder, den 7. Oktober 1896. 


Erlaubniß 


zum Unfall⸗Verſicherungs-Geſchäftsbetriebe 
in Preußen für die Erſte Oeſterreichiſche All— 
gemeine Unfall-Verſicherungs-Geſellſchaft in 


Wien. 


Der Erſten Oeſterreichiſchen Allgemeinen Unfall: 


Verſicherungsgeſellſchaft in Wien wird auf Grund des 
vorgelegten Statuts vom 15. Mai d. J. die Erlaubniß 
zum Unfall⸗Verſicherungs⸗Geſchäftsbetriebe in Preußen 
unter nachſtehenden Bedingungen ertheilt: 

1) Jede Veränderung der Geſellſchafts⸗Statuten iſt 


anzuzeigen und bei Verluſt der ertheilten Erlaubniß 
der Genehmigung der Miniſter für Handel und 
Gewerbe und des Innern zu unterbreiten. 


2) Die Erlaubniß, ein von der Landespolizeibehörde 


(Nr. 6) feſtzuſtellender Auszug des Statuts und 
etwaige Aenderungen des Statuts ſind in den 
Amtsblättern derjenigen Bezirke, in welchen die 
Geſellſchaft durch Agenten Geſchäfte betreiben will, 
auf Koſten der Geſellſchaft zu veröffentlichen. 


Geſellſchaft iſt als Geſellſchaftsvermögen nur das 
wirklich gezeichnete Antheilſcheinkapital aufzuführen. 


ßiſchen Orte, in welchen ſie Geſchäfte betreibt, einen 
dort anſäſſigen, zur Haltung eines Geſchäftslokals 
verpflichteten Generalbevollmächtigten zu beſtellen, 
und wegen aller aus ihren Geſchäften mit Preußi⸗ 
ſchen Staatsangehörigen entſtehenden Verbindlich— 
keiten, je nach der Wahl der Verſicherten, ent: 
weder bei dem Gerichte jenes Ortes oder im Ge— 
richtsſtande des die Verſicherung vermittelnden 
Agenten Recht zu nehmen. Die bezügliche Ver⸗ 
pflichtung iſt in jede für Preußiſche Staatsange⸗ 
hörige auszuſtellende Police aufzunehmen. 
Sollten die Streitigkeiten durch Schiedsrichter 
geſchlichtet werden, ſo müſſen dieſe letzteren mit 
Einſchluß des Obmanns Preußiſche Staatsange⸗ 
hörige ſein. 
Alle Verträge mit Preußiſchen Staatsangehörigen 
ſind von dem Wohnorte des in Preußen beſtellten 
Generalbevollmächtigten oder eines der Preußiſchen 
Unteragenten aus abzuſchließen. 
6) Der Königlichen Landespolizei⸗Behörde, in deren 
Bezirk die Geſchäfts⸗Niederlaſſung ſich befindet, iſt 


75 


8) 


9 


in den erſten vier Monaten jedes Geſchäftsjahres 10) 


von dem General =» Bevollmächtigten außer der 
General⸗Bilanz eine Spezial-Bilanz der bezüg⸗ 


lichen Geſchäfts⸗Niederlaſſung für das verfloſſene 
Jahr einzureichen und in dieſer das in Preußen 
befindliche Activum von dem übrigen Activum ge— 
ſondert aufzuführen. Der zuſtändigen Behörde 
bleibt überlaſſen, über die Aufſtellung dieſer Bilanz 
beſondere Beſtimmung zu treffen. 

Die General⸗Bilanzmuß eine Gegenüberſtellung 
ſämmtlicher Activa und ſämmtlicher Paſſiva, letzterer 
einſchließlich des Grundkapitals enthalten, unter den 
Activis dürfen die vorhandenen Effekten höchſtens 
zu dem Tageskurſe erſcheinen, welchen dieſelben zur 
Zeit der Bilanzaufſtellung haben, ſofern dieſer 
Curs jedoch den Anſchaffungspreis überſteigt, 
höchſtens zu letzterem angeſetzt werden; bloße 
Gründungs- oder Verwaltungskoſten dürfen nicht 
als Activa aufgenommen werden. 

Der Generalbevollmächtigte hat ſich zum Vortheile 
ſämmtlicher Gläubiger der Geſellſchaft in Preußen 
perſönlich und erforderlichenfalls unter Stellung 
hinlänglicher Sicherheit zu verpflichten, für die 
Richtigkeit der eingereichten Bilanz einzuſtehen. 
Der Generalbevollmächtigte iſt verpflichtet, die von 
der Geſellſchaft ausgehenden oder bereits aus— 
gegangenen, auf den Geſchäfts⸗Betrieb ſich be- 
ziehenden Schriftſtücke, namentlich Inſtructionen, 
Tarife, Geſchäftsanweiſungen, auf Erfordern des 
Miniſters für Handel und Gewerbe, des Miniſters 
des Innern oder der Landespolizei-Behörde vor⸗ 
zulegen, auch alle in Bezug auf die Geſellſchaft 
und die Niederlaſſung zu gebende ſonſtige Aus⸗ 
kunft zu beſchaffen und die betreffenden Papiere 
vorzulegen. 

Die Erlaubniß wird nur für die in $ 2 des Ge: 
ſellſchaftsſtatuts vom 15. Mai 1896 aufgeführten 
Verſicherungszweige und auch für dieſe nur auf 
ſo lange ertheilt, als die Geſellſchaft ſich auf den 
Betrieb dieſer Zweige beſchränkt. Sollte ſie zum 
Betriebe anderer Geſchäftszweige übergehen, ſo iſt 
dies zur Kenntniß der Miniſter für Handel und 
Gewerbe und des Innern zu bringen und die 
Verlängerung der Erlaubniß nachzuſuchen. Letztere 
kann zu jeder Zeit, und ohne daß es der Angabe 
von Gründen bedarf, lediglich nach dem Ermeſſen 
der Miniſter für Handel und Gewerbe und des 
Innern zurückgenommen und für erloſchen erklärt 
werden. 

Durch dieſe Erlaubniß wird die Beſugniß zum 
Erwerbe von Grundſtücken in Preußen nicht er⸗ 
theilt, vielmehr bedarf es dazu in jedem einzelnen 


Falle der beſonders nachzuſuchenden landesherrlichen 
Genehmigung. 
Berlin, den 17. Juli 1896. 
(L. S.) 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel 
In Vertretung. und Gewerbe. 
gez. Braunbehrens. Im Auftrage. 
gez. von Wendt. 
A. 2842 M. f. H. u. G. 
I. A. 6775/0 M. d. J. 
* * 


Statuten 
de 
Erſten Oeſterreichiſchen Allgemeinen 


Unfall⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 
Abſchnitt J. 


Firma, Sitz, Zweck und Dauer der 
Geſellſchaft. 
1 


Die Firma der durch dieſe Statuten gegründeten 
Actien⸗Geſellſchaft auf unbeſtimmte Dauer lautet: „Erſte 
Oeſterreichiſche Allgemeine Unfall⸗Verſicherungs-Geſell⸗ 
ſchaft“, oder italieniſch: „Prima Compagnia Austriaca 
di Assicurazioni Generali contro le Disgrazie Acci- 
dentali“, oder ungariſch: „Elso osträk ältalänos ba- 
leset ellen biztosito tärsulat“, oder böhmiſch: „Prynf 
rakouskä vseobeenä proti urazum pojist' ujiei 8po- 
lecnost““, oder polniſch: „Pierwsze Powszechne Aus- 
tryjackie Towarzystwo Ubezpieczen od wypadköw“, 
oder franzöſiſch: „Premiere Compagnie Autrichienne 
d'assurances générales contre les aceidents“. 

Der Sitz der Geſellſchaft iſt in Wien, ihr Wir⸗ 
kungskreis erſtreckt ſich ſowohl auf das In- als auf das 
Ausland, fie iſt demzufolge auch berechtigt, Zweig: 
Niederlaſſungen und Agenturen an anderen Orten zu 
errichten. 

8 2 8 

Zweck der Geſellſchaft iſt der directe und indirecte 
Betrieb des Unfall⸗Verſicherungs Geſchäftes, und zwar 
insbeſondere: 

1) Durch Einzeln-Unfallverſicherungen; 

2) durch Land- und Seereiſe⸗Verſicherungen; 

3) durch Collectiv⸗-Unfallverſicherungen; 

4) durch Haftpflicht⸗Verſicherungen; 

5) durch Verſicherungen, bei welchen zwei oder 
mehrere der in den Punkten 1 bis 4 angeführten 
Arten combinirt werden. 

Die Einführung anderer Arten der Unfallverſiche⸗ 
rung kann vom Verwaltungsrathe vorbehaltlich der ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung beſchloſſen werden. 

Eine Aenderung oder Ausdehnung des Zweckes 
der Geſellſchaſt durch Aufnahme des Betriebes anderer 
Verſicherungszweige iſt e du 


Die Geſellſchaft iſt conſtituirt, ſobald ein Actien⸗ 


V 
kapital von Einer Million Gulden vollftändig ein⸗ 


gezahlt und die Eintragung der Geſellſchaft in das 
Handelsregiſter erwirkt iſt. 


Abſchnitt II. 
Grundkapital, Aetien und Rechtsverhältniß 
der Aetionäre. 


8 4. 

Das Geſellſchaftskapital beſteht aus zwei Millionen 
Gulden ö. W. und wird durch 10000 Stück vollein⸗ 
gezahlte auf den Inhaber lautende Actien à Fl. 200 
d. W. gebildet. 

Von dieſen 10000 Stück Actien find 5000 Stück 
im Betrage von Einer Million Gulden begeben und 
volleingezahlt worden. Die Begebung der weiteren 
5000 Stück Actien erfolgt nach Maßgabe des Bedarfes 
an Kapital auf einmal oder in Theilbeträgen; die Be⸗ 
ſchlußfaſſung hierüber ſteht der General-Verſammlung 
über Antrag des Vorſtandes zu. 

Bei der Hinausgabe dieſer weiteren 5000 Stück 
Actien haben die bisherigen Actionäre im Verhältniß 
ihres Actienbeſitzes innerhalb der von der General: 
Verſammlung zu beſtimmenden Friſt das Vorrecht zum 
Bezuge derſelben zum Emiſſionscourſe. 

Die Begebung dieſer Actien darf nicht unter pari 
erfolgen, und es fällt, wenn die Actien über pari be: 
geben werden, der hierdurch erzielte Gewinn dem Ka: 
pitalreſervefond zu. 


Dividenden, die nicht binnen vier Jahren nach 
dem 31. Dezember des Jahres ihrer Fälligkeit behoben 
wurden, verfallen zu Gunſten des Kapitalreſervefonds. 


Abſchnitt III. 
Organe der Geſellſchaft. 
U 


Die Organe der Geſellſchaft ſind: 

a. Die General⸗Verſammlung der Actionäre, 
b. der Verwaltungsrath und Ausſchuß, 

c. der General-Director. 


a. General-Verſammlung. 
8 


Innerhalb der erſten ſechs Monate nach jedem 
Rechnungsjahre hat eine ordentliche General-Verſamm⸗ 
lung der Actionäre ſtattzufinden. 

9 


Eine außerordentliche General⸗Verſammlung muß 
in folgenden Fällen einberufen werden: 

a. Wenn mindeſtens ein Dritttheil der Mitglieder 
des Verwaltungsrathes dafür ſtimmt, 

b. wenn der General-Director zuſammen mit zwei 
Verwaltungsräthen es fordert, 

c. wenn mindeſtens zwanzig Actionäre, welche zu⸗ 
ſammen mindeſtens den fünften Theil des 
emittirten Actienkapitals beſitzen, unter Angabe 
des Zweckes und der Gründe es verlangen, 

d. über Beſchluß einer General⸗Verſammlung. 


0 Die außerordentlichen General-Verſammlungen 
ſind längſtens binnen ſechs Wochen nach Einbringung 
der ad a, b, c und d erwähnten Anträge abzuhalten. 


Die Einladung zu den ordentlichen oder außer⸗ 
ordentlichen General⸗Verſammlungen erfolgt ſeitens des 
Verwaltungsrathes mittelſt Bekanntmachung in der 
amtlichen „Wiener Zeitung“. 

Die Bekanntmachung muß mindeſtens vierzehn 
Tage vor dem für die Abhaltung der General-Ver⸗ 
ſammlung beſtinnnten Tage erlaſſen ſein. 

In dieſer Bekanntmachung müſſen die zur Ver⸗ 
handlung kommenden Gegenſtände ſummariſch ange⸗ 
geben ſein. 

Ueber Gegenſtände, deren Verhandlung in der 
oberwähnten Bekanntmachung nicht angekündigt wurde, 
dürfen keine Beſchlüſſe gefaßt werden. Ausgenommen 
hiervon iſt die Beſchlußfaſſung über Anträge auf Ein⸗ 
berufung einer außerordentlichen General⸗-Verſammlung. 

Der Verwaltungsrath iſt nur dann verpflichtet, 
Anträge der Actionäre gemäß Artikel 238 des allgemeinen 
Handelsgeſetzbuches als Gegenſtand der Verhandlung 
anzukündigen, wenn fie ſpäteſtens acht Tage vor Publi⸗ 
kation der zur General⸗Verſammlung einladenden Be: 
kanntmachung bei ihm ſchriftlich eingereicht ſind. 

3. 

Stimmberechtigt ſind nur jene Actionäre, welche 
mindeſtens zehn Actien längſtens acht Tage vor der 
General-Verſammlung bei den von der Geſellſchaft 
bekannt zu gebenden Stellen deponirt haben. 

Je zehn Actien geben eine Stimme. 

14. 

In Verhinderungsfällen kann ſich ein Aelionär 
durch einen anderen ſtimmberechtigten Actionär auf 
Grund einer Vollmacht vertreten laſſen. Handlungs⸗ 
häuſer können durch ihre gefegmäßig bekanntgemachten 
Firmaführer oder Prokuriſten, Frauen, dann Corpo- 
rationen und juriſtiſche Perſonen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, ſelbſt wenn dieſe keine Actionäre ſind, oder 


3 
J 


durch bevollmächtigte ſtiumberechtigte Actionäre ver: 
treten werden. 

Die Vollmacht iſt ſpäteſtens drei Tage vor 
der General-Verſammlung bei der Geſellſchaft zu 
devoniren. 

15: 

Zur Beſchlußfähigkeit einer General-Verſammlung 
iſt die Anweſenheit von mindeſtens zwanzig ſtimm⸗ 
berechtigten Actionären, welche nicht weniger als fünf⸗ 
hundert Actien deponirt haben, nöthig. 

Im Falle der Beſchlußunfähigkeit findet längſtens 
binnen acht Tagen eine neue Einberufung der General: 
Verſammlung ſtatt, und brauchen alsdann die im $ 10 
erwähnten Bekanntmachungen nur acht, reſpective vier 
Tage vor dem für die General⸗Verſammlung neu an⸗ 
beraumten Tage zu erfolgen. 


Die General⸗Verſammlung kann bei der zweiten 
Zuſammenkunft nur über Gegenſtände beſchließen, die 
zur Tagesordnung der erſten gehörten. Die Giltigkeit 


der gefaßten Beſchlüſſe iſt an eine beſtimmte Anzahl 
von Actionären oder Aetien nicht gebunden. 
> 16 


Mit Ausnahme der im nachfolgenden $ 17 be⸗ 
zeichneten Fälle werden die Beſchlüſſe der General⸗ 
Verſammlung mit abſoluter Stimmenmehrheit mund: 
lich gefaßt. 

Bei Gleichheit der Stimmen wird jene Meinung 
zum Beſchluſſe erhoben, welcher der Vorſitzende bei: 
getreten iſt. 

Die Wahlen müſſen ebenfalls mit abſoluter 
Stimmenmehrheit und mittelſt Stimmzettel erfolgen, 
es ſei denn, daß mit einſtimmigem Beſchluß die offene 
Wahl adoptirt werde. 

Bei A entſcheidet das Loos. 

fe 


Ueber Anträge 


a) auf Abänderung der Statuten; 

b) auf Vereinigung der Geſellſchaft mit einer anderen 
Unfall⸗Verſicherungs⸗Actien⸗Geſellſchaft; 

e) auf Uebernabme des Verſicherungsbeſtandes einer 
anderen Unfall-Verſicherungs⸗Geſellſchaft mit den 
darauf bezüglichen Reſerven; 

d) auf Auflöſung der Geſellſchaft; 

e) auf Hinausgabe der weiteren 5000 Stück Actien 


oder eines Theiles derſelben (§ 4 Abſ. 2 und 3); 
ſowie auf Vermehrung des Actienkapitals über 
die im § 4 feſtgeſetzte Summe hinaus, 
darf von der General-Verſammlung nur mit einer 
Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der in der General— 
Verſammlung abgegebenen Stimmen beſchloſſen werden. 
Zur Ausführung der Beſchlüſſe ad a, b, e und e 
bedarf es der ſtaatlichen Genehmigung. 
18 


In der ordentlichen General -Verſammlung werden 
folgende Geſchäfte verhandelt: 

1. Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage 
der Geſellſchaft unter Vorlegung der Jahresrechnung 
und Bilanz. 

2. Vorleſung des Berichtes der Reviſoren über 
den Befund der ihnen gemäß § 20 zur Prüfung vor⸗ 
gelegten Jahresrechnung und Bilanz des verfloſſenen 
Geſchäftsjahres. Die durch die General-Verſammlung 
erfolgte Genehmigung der Schlußrechnung und Bilanz 
dient dem Verwaltungsrathe und dem General-Director 
als Abſolutorium. b 

3. Die Prüfung der Schlußrechnung, die Feſt⸗ 
ſtellung der Bilanz und die Vertheilung des Gewinnes. 

4. Verathung und Beſchlußfaſſung überdiejenigen 
Anträge, welche von dem Verwaltungsrathe oder den 
einzelnen Actionären geſtellt wurden, inſoferne ſolche 
Anträge als Gegenſtände der Verhandlung in den im 
§ 10 erwähnten Bekanntmachungen angekündigt wurden, 
oder die Einberufung einer außerordentlichen General- 
Verſammlung betreffen. 

5. Wahl der Verwaltungsräthe. 

6. Wahl der Reviſoren und der Reviſoren' 
Stellvertreter. 


19. 

Alljährlich werden von der ordentlichen General⸗ 
Verſammlung drei Reviſoren und für jeden Reviſor ein 
Stellvertreter gewählt. Für das erſte Rechnungsjahr 
werden die drei Reviſoren und drei Reviſoren⸗Stell⸗ 
vertreter vom Verwaltungsrathe gewählt. 

Die Wahl ſoll in der erſten nach Conſtituirung 
der Geſellſchaſt ſtattfindenden Verwaltungsraths⸗Sitzung 
vorgenommen werden. 


Die Reviſoren haben den Auftrag, die Jahres⸗ 
rechnung und die Bilanz desjenigen Rechnungsjahres, 
in welchem ſie gewählt wurden, zu prüfen, mit den 
Büchern und Scripturen der Geſellſchaft zu vergleichen 
und der ordentlichen General-Verſammlung über den 
Befund und über das dem Verwaltungsrathe und dem 
General⸗Director zu ertheilende Abſolutorium Bericht 
zu erſtatten. 

Dieſer Vericht iſt ſchriftlich abzufaſſen und muß 
drei Tage vor Abhaltung der General-Verſammlung 
dem Verwaltungsrathe mitgetheilt werden. 

b. Verwaltungsrath. 
8 22 


Der Verwaltungsrath beſteht mindeſtens aus acht 
und höchſtens aus ſechzehn Mitgliedern. in 

Der Verwaltungsrat) für die erſten vier Ned)- 
nungsjahre wird in der conftituirenden General⸗Ver⸗ 
ſammlung gewählt. 

Entſteht in den erſten vier Rechnungsjahren in 
Folge des Ablebens oder Austrittes eines Mitgliedes 
eine Vacanz im Verwaltungsrathe, jo haben die übrig: 
bleibenden Mitglieder die Erſatzwahl für die weitere 
Dauer der Functionszeit des verſtorbenen oder aus⸗ 
getretenen Mitgliedes vorzunehmen. 

Die in der conſtituirenden General-Verſammlung 
gewählten Verwaltungsraths-Mitglieder, reſpective die⸗ 
jenigen, welche während der erſten vier Rechnungsjahre 
in Folge von Tod oder Austritt an ihre Stelle treten 
ſollten, ſind berechtigt, die übrigen Verwaltungsräthe 
bis zur vollen Zahl von ſechzehn für die erſte vier⸗ 
jährige Periode, beziehungsweiſe für den Reſt derſelben 
mittelſt Wahl mit abſoluter Stimmenmehrheit unter 
notariellem Protokolle zu ernennen. 

26 


Der Verwaltungsrath wählt jährlich in der erſten 
Sitzung nach der ordentlichen General-Verſammlung — 
für das erſte Jahr in der Sitzung nach Conſtituirung 
der Geſellſchaft — aus der Zahl feiner in Wien wohn⸗ 
haften Mitglieder: 

a. einen Präſidenten und einen Vice-⸗Präſidenten, 
welche nach Ablauf des Jahres zu den gleichen 
Functionen wieder wählbar ſind; 

b. einen aus drei Mitgliedern beſtehenden Ausſchuß, 
welcher mit der beſtändigen ſpeciellen Controle 
der Geſchäftsführung des General⸗Directors be⸗ 
auftragt iſt. Die Ausſchuß⸗Mitglieder find nach 
Ablauf des Jahres zum gleichen Amte wieder 


De 


des Verwaltungsrathes können zugleich auch Aus⸗ 
ſchuß⸗Mitglieder ſein. 
28 


Zur Faſſung eines giltigen Beſchluſſes in einer 
Verwaltungsraths⸗Sitzung iſt — inſoweit nicht nad) 
folgend etwas anderes beſtimmt wird — die perſönliche 
Anweſenheit von wenigſtens fünf Mitgliedern, worunter 
der Präſident oder der Vice⸗Präſident, außerdem aber 
— ſoweit es ſich nicht um Angelegenheiten handelt, 
welche den General⸗Director ſelbſt betreffen — die 
Anweſenheit des General⸗Directors oder ſeines Stell⸗ 
vertreters erforderlich. 

Der General-Director hat bei Abſtimmungen — 
inſoweit es ſich um Wahlen, um Beſchlüſſe des inneren 
Reglements oder um Angelegenheiten, welche ihn ſelbſt 
betreffen, handelt — eine mitbeſchließende Stimme. 

Beſchlüſſe werden — mit Ausnahme der in den 

§ 29 "und 39 erwähnten Fälle — nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt; bei Gleichheit der Stimmen 
wird jene Meinung zum Beſchluſſe erhoben, welcher 
der Vorſitzende beigetreten iſt. Bei Wahlen iſt das im 
8 16 vorgeſchriebene Wahlverfahren maßgebend. Die 
abweſenden Verwaltungsräthe ſind auch berechtigt, ihre 
Abſtimmung ſchriftlich einzuſenden oder ſich durch ein 
anderes Verwaltungsraths⸗Mitglied vertreten zu laſſen, 
doch kann kein Mitglied des Verwaltungsrathes mehr 
als Eine Vollmacht 1 und ausüben. 


Der Verwaltungsrath beräth und beſchließt inner: 
halb der Grenzen der Statuten über alle Angelegen⸗ 
heiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Ent⸗ 
ſcheidung der General-Verſammlung vorbehalten ſind 
oder zum ſpeciellen Reſſort des Ausſchuſſes gehören. 

Inwieweit der Reſſort des Ausſchuſſes ſich erſtreckt, 
wird durch ein inneres Reglement beſtimmt, welches 
ſeitens des Verwaltungsrathes baldmöglichſt nach Con⸗ 
ſtituirung der Geſellſchaft zu verfaſſen iſt. 

Abänderungen oder Zuſätze zu dieſem Reglement 
bedürfen zu ihrem Inkrafttreten einer Majorität von 
zwei Dritteln aller ee SE 

31. 


Der Verwaltungsrath zuſammen mit dem Ge⸗ 
neral⸗Director bildet den Vorſtand der Geſellſchaft im 
Sinne der Artikel 227 bis 241 des allgemeinen Handels— 
geſetzbuches. 

Die Firma der Geſellſchaft wird in der Art ge⸗ 
zeichnet, daß dem vorgedruckten oder von wem immer 
vorgeſchriebenen Namen der Geſellſchaft ein Verwal⸗ 
tungsrath und der General⸗Director — oder in deſſen 
Verhinderung ſein Stellvertreter — ihre Unterſchrift 
beiſetzen. 

Zur Zeichnung von Polizen genügt jedoch die 
Unterſchrift des General⸗Directors oder ſeines Stell: 
vertreters. 

§ 32. 

Die Anlage des Grundkapitals, der Prämienreſerve 

und des Deckungscapitals für Rentenzahlungen kann 


wählbar. Der Präſident und der Vice⸗Präſident nur in nachſtehenden Weiſen erfolgen: 


in zur Anlage von Pupillarvermögen geeigneten 
inländiſchen Werthpapieren; 

„in zinstragenden Realitäten, wenn fie nicht über 
ein Drittel des Ankaufspreiſes belaſtet bleiben; 

Fin inländiſchen pupillariſchen Hypotheken; 

in Einlagen bei inländiſchen Sparkaſſen; 

„in Darlehen auf die sub a. angeführten Werth⸗ 
papiere, und zwar nur bis zum Betrage von 
80 Percent des börſenmäßigen Courswerthes, 
welcher Betrag jedoch bei verlosbaren Papieren 
den nach dem Verlooſungsplane abzüglich der Ge⸗ 
bühren entfallenden Mindeſtbetrag nicht über⸗ 
ſteigen darf; 

„in Einlagen bei accreditirten inländiſchen Credit⸗ 
inſtituten im Contocorrent⸗ Geſchäfte oder gegen 
Kaſſeſcheine, jedoch nur inſoweit, als die Führung 
der Geſchäfte die Bereithaltung disponibler Mittel 
erfordert. 

Hinſichtlich der im Auslande abgeſchloſſenen aus⸗ 
ländiſchen Verſicherungen gelten außerdem als zur Be⸗ 
deckung der Prämienreſerve geeignet jene ausländiſchen 
Werthe, welche den einſchlägigen Vorſchriften der be⸗ 
treffenden ausländiſchen Staaten entſprechen oder in 
Ermangelung ſolcher Vorſchriften jene ausländiſchen 
Werthe, welche dem Erforderniſſe der Sicherheit der 
Anlage im Weſen entſprechen. 
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Die Verwaltungsraths⸗ Mitglieder beziehen für 
ihre Leiſtungen außer dem Erſatze der ihnen bei Aus⸗ 
übung ihrer Functionen entſtehenden baaren Auslagen 
eine Tantieme des Jahres-Reingewinnes. 

Die Vertheilung dieſer Tantieme unter die ein⸗ 
Een Mitglieder bleibt dem Verwaltungsrathe über⸗ 
aſſen. 

c. Der General⸗Director 0 deſſen Stellvertreter. 


Die adminiſtrative Geſchäftsführung, entſprechend 
den Beſtimmungen der Statuten, den Beſchlüſſen des 
Verwaltungsrathes und des Ausſchuſſes und entſprechend 
der ihm von dem Verwaltungsrathe zu ertheilenden 
Inſtruction, liegt dem General-⸗Director ob. 
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5. 

Der General-Director iſt Mitglied des Vorſtandes 
der Geſellſchaft. Er unterzeichnet gemeinſchaftlich mit 
einem Verwaltungsrathe ſämmtliche von der Geſellſchaft 
ausgehenden Acte, Schriftſtücke oder Correſpondenzen; 
zur Zeichnung von Polizen iſt jedoch die Unterſchrift 
eines Verwaltungsrathes nicht erforderlich. 

Der General⸗Director hat in den Sitzungen des 
Verwaltungsrathes und des Ausſchuſſes in allen An⸗ 
gelegenheiten der adminiſtrativen Geſchäftsführung den 
Vortrag und bei Abſtimmungen, mit Ausnahnte der in 
den 85 28 und 30 vorgeſehenen Fälle, eine mit⸗ 
beſchließende Stimme. 


Der General:Director, resp. ſein Stellvertreter, 
iſt Kraft dieſer Statuten berechtigt, die Geſellſchaft bei 
allen gerichtlichen oder außergerichtlichen Verhandlungen 
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zu vertreten und für jeden einzelnen Fall Subſtituten 
zu ernennen; Eide Namens der Geſellſchaft werden durch 
den General-Director geleiſtet. 

Der General:Director und deſſen Stellvertreter 
werden von dem Verwaltungsrathe an den dieſem zus 
gewieſenen Tantiemen betheiligt. 

38 


Der General-Director, ſowie ſein Stellvertreter 
wird von dem Verwaltungsrathe ernannt. 

Der Name des General-Directors und General⸗ 
Director⸗Stellvertreters iſt durch die amtliche „Wiener 
Zeitung“ zu republiciren. 

Der General-Director muß mindeſtens 30, der 
General⸗Director⸗Stellvertreter mindeſtens 20 Actien 
der Geſellſchaft beſitzen. Dieſe Actien find während 
ihrer Amtsdauer unveräußerlich und nicht verpfändbar 
und müſſen in die Geſellſchafts⸗Kaſſe deponirt werden. 


Abſchnitt IV. 
Jahresrechnung, Bilanz, Capital ⸗Reſerve⸗ 
fonds, Gewinuvertheilung. 
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Das Kalenderjahr iſt das Rechnungsjahr der 
Geſellſchaft. 

Das erſte Rechnungsjahr beginnt nach erfolgter 
ſtaatlicher Genehmigung und Eintragung der Geſellſchaft 
in das Handelsregiſter und endigt mit dem einund— 
dreißigſten Dezember Tauſendachthundertdreiundachtzig. 

Ali. 

Der Ueberſchuß der Activa über die Paſſiva bildet 
den Reingewinn der Geſellſchaft, welcher in folgender 
Weiſe vertheilt wird: 

a. Vorerſt werden vier Percent des Actiencapitals 
den Actionären zugewendet; von dem Reſtbetrage 
werden 

„ mindeftens fünfzehn Percent zur Bildung eines 
Capital⸗Reſervefonds verwendet; 

„zehn Percent an den Verwaltungsrath, den 
General - Director und deſſen Stellvertreter als 
Tantieme ausbezahlt; 

zehn Percent dem Verwaltungsrathe für eventuelle 
Remunerationen an die Funktionäre der Geſell— 
ſchaft und für ſonſtige Verwendungen im Geſell— 
ſchafts⸗Intereſſe zur Verfügung geſtellt; 

die übrigbleibende Summe wird zuzüglich der 
nach lit. a. entfallenden Summe unter die Actionäre 
als Dividende vertheilt, inſoweit die General⸗ 
verſammlung nicht einen Theil derſelben ſonſtigen 
Geſellſchaftszwecken zuzuwenden oder für das 
folgende Rechnungsjahr in Vortrag zu bringen 
beſchließt. 

Inſolange die Gründungs und Organiſations⸗ 
koſten nicht vollſtändig getilgt ſind, darf die an die 
Actionäre zu vertheilende Geſammt Dividende (lit. a 
und e.) 5 Percent des eingezahlten Actienkapitals 
nicht überſteigen. 


= 
— 


AH, 
Der Kapital-Nefervefonde ift bis zur Höhe ron 


— 
— 


— 


fünfzig Percent des eingezahlten Actien-Kapitals an⸗ 
zuſammeln. 

Hat der Kapital-Reſervefond dieſe Höhe erreicht, 
ſo fällt die Verpflichtung, nicht aber die Berechtigung, 
denſelben zu vergrößern, fort; die Zutheilung von 
mindeſtens fünfzehn Percent des Jahres-Reingewinnes 
hat aber ſogleich wieder einzutreten, wenn der Kapital: 
Reſervefond in Folge von Verluſten unter fünfzig 
Percent des eingezahlten Actien-Kapitals geſunken iſt. 

Der Kapital⸗Reſervefond wird fruchtbringend an: 
gelegt und fließen die Zinſen deſſelben in die Einnahmen 
der Geſellſchaft. 

45. 

Die im Beſitze der Geſellſchaft befindlichen Werth⸗ 
papiere werden in der Bilanz ſtets nach dem Courſe 
derſelben vom 31. Dezember eines jeden Jahres be⸗ 
werthet. 

Der ſonach gegenüber dem Ankaufspreiſe ent⸗ 
ſtehende Gewinn wird aber zur Bildung eines be⸗ 
ſonderen und getrennten Fonds unter dem Namen: 
„Reſerve für die Coursſchwankungen der Werthpapiere 
der Geſellſchaft“ beſtinmt. 

Sobald die Bildung dieſes Reſervefonds begonnen 
hat, werden die in ſpäteren Bilanzen ſich ergebenden 
Coursverluſte an den Werthpapieren durch die Reſerve 
ſelbſt gedeckt und nur ein nach Erſchöpfung dieſer Ne: 
ſerve noch verbleibender Ausfall zu Laſten des be⸗ 
treffenden Geſchäftsjahres gerechnet. 

Im Falle des Verkaufes von Werrhpapieren iſt 
jedoch der Mehrerlös über die letzte Bewerthung in 
jene Bilanz aufzunehmen, auf welche ſich der wirkliche 
Nutzen bezieht. 

§ 46. 


Hat ſich in einem Rechnungsjahre Verluſt ergeben, 
ſo wird derſelbe zunächſt aus dem Kayital⸗Reſervefond 
entnommen; das Grundkapital darf blos in dem Falle 
angegriffen werden, wenn ein Kapital⸗Reſervefond nicht 
vorhanden iſt, oder wenn derſelbe zur Deckung des 
Verluſtes nicht ausreicht. 

Weder das Grundkapital noch der Kapital⸗ 
Reſerveſond dürfen jemals durch Zahlungen an die 
Actionäre, insbeſondere durch Dividendenzahlungen ver⸗ 
ringert werden. 

§ 47. 

Jahresrechnung und Bilanz ſind bis ſpäteſtens zum 
31. Mai jeden Jahres den Reviſoren zur Prüfung 
vorzulegen und nach erfolgter Genehmigung ſeitens der 
General-Verſammlung in der amtlichen „Wiener 
Zeitung“ öffentlich bekannt zu geben. 

> 48. 


Die General⸗Verſammlung ſtellt feſt, an welchem 
Tage nach Abhaltung der ordentlichen General:Ber: 
ſammlung die Dividenden gegen Einlieferung der 


Dividendenſcheine durch die Geſellſchaftskaſſe en 


werden. 


Ausgegeben am 8. Oktober 1896. 
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| Dieſelben konnen jedoch durch Beſchluß des Ver: 
waltungsrathes auch an anderen Orten zahlbar geſtellt 
werden. Hierüber iſt durch die amtliche „Wiener 
Zeitung“ jedesmal Bekanntmachung zu erlaſſen. 


Aichner V. 
Auflöſung der Geſellſchaft. 
> 49 


) 
Die Auflöfung der Geſellſchaft erfolgt: 

a. in den durch das allgemeine Handels-Geſetzbuch 
beſtimmten Fällen, 

p. wenn ein diesfälliger Antrag von mindeſtens 
dreißig Actionären, welche zuſammen mindeſtens 
die Hälfte des emittirten Actiencapitals beſitzen, 
geſtellt wird, und wenn dieſer Antrag lin der 
General⸗Verſaummlung mit einer Majorität von 
zwei Dritteln der in der General-Verſammlung 
abgegebenen Stimmen angenommen wird. 


50. 

Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft hat die 
General⸗Verſammlung die Modalitäten der Liquidation 
der Geſellſchaft feſtzuſetzen, die Liquidatoren zu ernennen 
und deren Befugniſſe zu beſtimmen. 

Die Liquidations⸗ Rechnungen werden durch ein 
von der General-Verſammlung beſtelltes Reviſions— 
Comité geprüft. 

Mit der Beſtellung der Liquidatoren erloſchen 
alle Befugniſſe des Vorſtandes der Geſellſchaft. 

Die Beſtimmungen über die in einem ſolchen 
Falle durch die Liquidatoren einzuberufene General⸗ 
Verſammlung und den Reviſions⸗Ausſchuß bleiben 
während der Dauer der Liquidation aufrecht. 


Abſchnitt VI. 
Streitigkeiten aus dem Geſellſchafts⸗ 
Verhältniſſe. 
51. 
Streitigkeiten, welche ſich aus dem Geſellſchafts⸗ 
Verhältniſſe zwiſchen den Actionären und der Geſell— 


ſchaft ergeben ſollten, ſind in erſter Inſtanz vor dem 
k. k. Handelsgerichte in Wien auszutragen. 


Abſchnitt VII. 
Oeffentliche Bekanntmachungen. 
8 52. 


Alle Bekanntmachungen haben für die Actionäre 
Rechtswirkung und die Kraft beſonders behänbigter 
Vorladungen, wenn ſie durch die amtliche „Wiener 
Zeitung“ veröffentlicht worden ſind. 

Inſoweit in den gegenwärtigen Statuten nicht 
ausdrücklich ein Anderes vereinbart iſt, gilt jede Be⸗ 
kanntmachung als hinreichend publicirt, wenn fie ein⸗ 
mal durch die „Wiener Zeitung“ veröffentlicht worden iſt. 


Druck der R. Kanter'ſchen Hofbuchdruckerei. 


